
880 Gesetzblatt Teil I Nr. 48 — Ausgabetag: 8. August 1990

nach dem Muster der Verordnung zur Festlegung des Musters des im 
grenzüberschreitenden Warenverkehr zu verwendenden Anmelde­
vordrucks abzugeben.
Die Anmeldung zum internen Versandverfahren trägt die Kurz­
bezeichnung T2, die der Kurzbezeichnung COM hinzügefügt wird, 
sofern ein solches Papier ausgestellt wird, oder jeder anderen 
Kurzbezeichnung, wenn eine andere Art von Anmeldung mit dieser 
Anmeldung zum internen Versandverfahren kombiniert wird. Bei 
Verwendung von Ergänzungsvordrucken muß die Kurzbezeichnung 
T2 bis zum Zwecke des internen Versandverfahrens auf den Ergän­
zungsvordrucken angegeben sein.

(2) Für das interne Versandverfahren gilt Abschnitt II entspre­
chend, soweit nicht in dem § 39 etwas anderes bestimmt ist.

§34

Eine Sicherheit ist für die Beförderung zwischen der Abgangszoll­
stelle und der ersten Grenzübergangsstelle nur dann zu leisten, wenn 
dies nach den Vorschriften des Staates, in dem die Abgangszollstelle 
liegt, erforderlich ist.

§35

(1) Personen, die die Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllen, 
können innerhalb der in Absatz 3 festgesetzten Grenzen von den 
Zollstellen des Mitgliedstaates oder der DDR, in dem sie niedergelas­
sen sind, für die von ihnen durchgeführten internen Versandverfahren 
von der Sicherheitsleistung befreit werden, und zwar unabhängig 
davon, welches der Abgangsstaat ist und welches die Staaten sind, 
deren Hoheitsgebiet bei diesen Versandverfahren berührt werden.

(2) Die in Absatz 1 genannte Befreiung von der Sicherheitsleistung 
wird nur Personen gewährt,
a) die in dem Staat ansässig sind, in dem die Befreiung von der 

Sicherheitsleistung erteilt wird, und
b) die das Versandverfahren nicht nur gelegentlich in Anspruch 

nehmen und
c) die finanziell so gestellt sind, daß sie den eingegangenen 

Verpflichtungen nachkommen können und
d) die keinen schweren Verstoß gegen Zoll- oder Steuervorschrif­

ten begangen haben und
e) die sich schriftlich verpflichtet haben, auf die erste schriftliche 

Anforderung der zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
oder der DDR hin die Beträge zu zahlen, die für die von ihnen 
durchgeführten Versandverfahren von ihnen verlangt werden.

(3) Die Befreiung von der Sicherheitsleistung nach den Absätzen 1 
und 2 gilt nicht für interne Versandverfahren, die Waren betreffen,
a) deren Gesamtwert 50 000 ECU übersteigt oder
b) bei denen in Anbetracht der Höhe der in einem oder mehreren 

Staaten zu entrichtenden Steuern oder anderen Abgaben ein 
erhöhtes Risiko besteht.

(4) Jede von der Sicherheitsleistung befreite Person erhält von den 
Behörden, die die Befreiung erteilt haben, eine Bescheinigung über die 
Befreiung von der Sicherheitsleistung in einer oder mehreren Ausfer­
tigungen. Bei Inanspruchnahme der Befreiung von der Sicherheitslei­
stung ist in der entsprechenden Versandanmeldung T2 auf die 
Befreiungsbescheinigung hinzuweisen.

(5) Die Zollstellen, die die Befreiung von der Sicherheitsleistung 
erteilt haben, heben diese Befreiung auf, wenn
a) der Inhaber der Befreiung als Hauptverpflichteter bei einem 

Versandverfahren eine schwere Zuwiderhandlung begangen hat;
b) eine der in Absatz 2 genannten Voraussetzungen nicht mehr 

erfüllt ist;
c) der Inhaber der Befreiung der nach Absatz 2 Buchstabe e 

eingegangenen Verpflichtung nicht nachgekommen ist.
Jeder Staat teilt den anderen Staaten alle Fälle mit, in denen die 
Befreiung von der Sicherheitsleistung aufgehoben worden ist.

(6) Nach dem Verfahren des § 49 wird folgendes festgelegt:
a) das Muster der von dem Betroffenen nach Absatz 2 Buchstabe e 

einzugehenden schriftlichen Verpflichtung;

b) die Waren, auf die nach Absatz 3 Buchstabe b die Befreiung von 
der Sicherheitsleistung nicht anwendbar ist;

c) das Muster der Bescheinigung über die Befreiung von der 
Sicherheitsleistung nach Absatz 4 sowie die Bedingungen für die 
Verwendung dieser Bescheinigung.

Abschnitt IV
Sondervorschriften für bestimmte Beförderungsarten

§36

(1) Die Eisenbahnen der Mitgliedstaaten und der DDR sind von der 
Pflicht zur Sicherheitsleistung befreit.

(2) § 13 Absätze 2 und 3 sowie die §§ 15 und 16 sind auf die 
Warenbeförderung im Eisenbahnverkehr nicht anzuwenden.

(3) In den Fällen, in denen entsprechend § 16 Absatz 1 weiterhin ein 
Grenzübergangsschein abgegeben werden muß, ersetzen die An- 
schreibungen der Eisenbahnen die Grenzübergangsscheine.

§37

(1) Für die Warenbeförderung auf dem Rhein und den Rheinwas­
serstraßen ist keine Sicherheit zu leisten.

(2) Jeder Staat kann bei der Warenbeförderung auf anderen in 
seinem Gebiet gelegenen Wasserstraßen auf die Sicherheitsleistung 
verzichten. Die Staaten teilen die hierzu getroffenen Maßnahmen der 
Kommission mit; diese unterrichtet die anderen Staaten.

§38

(1) Das Versandverfahren braucht auf Waren, die während der 
Beförderung eine Binnengrenze im Sinne des § 7 Buchstabe g 
Unterabsatz 2 überschreiten, nicht angewandt zu werden, bevor sie 
die genannte Grenze überschreiten.

(2) Absatz 1 gilt nicht,
— wenn die Waren gemeinschaftlichen Maßnahmen zur Über­

wachung ihrer Verwendung oder ihrer Bestimmung unterliegen 
oder

— wenn der Beförderung der Waren auf dem Seeweg im Rahmen 
eines einzigen Beförderungsvertrages nach der Anlandung im 
Entladehafen eine Beförderung auf dem Landweg oder auf 
Binnengewässern im Versandverfahren folgen soll, sofern die 
Weiterbeförderung von diesem Hafen nicht in Anwendung von 
§ 3 Absatz 2 auf Grund des Rheinmanifestes erfolgen soll.

(3) Bei Waren, die vor dem Überschreiten der Binnengrenze dem 
Versandverfahren unterstellt worden sind, wird die Wirkung dieses 
Verfahrens während der Beförderung im Seeweg ausgesetzt.

(4) Für die Beförderung im Seeverkehr ist keine Sicherheit zu 
leisten.

§39

(1) Das Versandverfahren ist für die Warenbeförderung im Luftver­
kehr nicht zwingend vorgeschrieben, wenn die Waren keinen gemein­
schaftlichen Maßnahmen zur Überwachung ihrer Verwendung oder 
ihrer Bestimmung unterliegen.

(2) Erfolgt die Beförderung im Versandverfahren ganz oder zum 
Teil auf dem Luftweg, so ist für die Beförderung im Luftverkehr, die 
von Unternehmen durchgeführt wird, die in den Mitgliedstaaten und 
der DDR im Linien- oder Nichtlinienverkehr zugelassen sind, keine 
Sicherheit zu leisten.

§40

(1) Das Versandverfahren ist für die Warenbeförderung durch 
Rohrleitungen nicht zwingend vorgeschrieben.

(2) Erfolgt die Beförderung durch Rohrleitungen im Versandverfah­
ren, so ist keine Sicherheit zu leisten.


